
DURCHFÜHRUNGS VERTRAG 
zum Vorhaben- und Erschließungsplan 

"Wohnpark Bahnstraße-Schäferweg" 

r:iie Gemeinde ilehlefar..z vertreten durch das .Pi.rot Oberkrämer, dieses 
vertreten durch den Amtsdirektor Herrn Helmut Jilg 
-nachstehend Gemeinde genannt-

und 

der PVS Projektgesellschaft Vehlefanz Schäferweg GmbH 
Trebuser Straße 50 
15517 Fürstenwalde 

nachfolgend Vorhaben- und Erschließungsträger 
genannt) 

vertreten durch den Geschäftsführer 

schließen folgenden Vertrag: 

§ 1 

Gegenstand des Vertrages 

( 1) Gegenstand des Vertrages ist das Vor-haben "Wohnpark Bahn­
straße-Schäferweg'' und die Erschließung der Grundstücke im Plan­
gebiet. 
Das Vertragsgebiet umfaßt die im Lageplan (Anlage 1) umgrenzten 
Grundstücke. 

(2) Das Vorhaben betrifft die Errichtung v~n 24 Doppelhäuser und 
110 Reihenhäuser. 

(3) Der Vorhaben- und Erschließungsträger übernimmt auf Grund der 
ihm durch Satzung gern § 7 Abs. 1 Nr. 2 der Naufassung des Maßnah­
~egesetzes zum BauGB über den Vorhaben- und Erschließungs~lan vom 
März 1995 obliegenden Erschließungspf licht die Herstellung der in 
§ 3 dieses Vertrages genannten Erschließungsanlagen im Satzungs­
gebiet (Erschließungsgebiet) gemäß den sich aus § 2 dieses Ver­
trages ergebenden Vorgaben. 

(4) Die Gemeinde verpflichtet sich, die Erschließungsanlagen bei 
Vorliegen der in § 8 dieses Vertrages genannten Voraussetzungen 
in ihre Unterhaltung und Verkehrssicherungspflicht zu übernehmen. 
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Fertigstellung der Anlagen 

(1) Der Vorhaben- und Erschließungsträger verpflichtet sich zur 
Durchführung des Vorhabens nach den Regeln dieses Vertrages und 
zur Fertigstellung der in den beigefügten Plänen dargestellten 
Erschließungsanlagen entsprechend § 3 des Vertrages bis zum 
31.12.98. 

(2) Mit der Durchführung der Erschließung darf frühstens 14 Tage 
nach Vorlage der notwendigen Genehmigungen begonnen werden. Die 
Erschließungsanlagen sollen zeitlich entsprechend den Erforder­
nissen der Bebauung hergestellt, spätestens bis zur Fertigstel­
lung der anzuschließenden Bauten benutzbar sein. 

(3) Erfüllt der Vorhaben- und Erschließungsträger seine Ver­
pflichtungen nicht oder fehlerhaft, so ist die Gemeinde berech­
tigt ihm schriftlich eine angemessene Frist zur Ausführung der 
Arbeiten zu setzen. 
Erfüllt der Vorhaben- und Erschließungsträger bis zum Ablauf 
dieser Frist die vertraglichen Verpflichtungen nicht, ist die 
Gemeinde berechtigt, die Arbeiten auf Kosten des Vorhaben- und 
Erschließungsträger ausführen zu lassen oder von diesem Vertrag 
zurückzutreten. 

§ 3 

Art und Umfang der Erschließungsanlagen 

(1) Die Erschließung nach diesem Vertrag umfaßt 

a) die Freilegung der öffentlichen Erschl1eßungsflächen 
b) die Herstellung der öffentlichen Trink- und 

Abwasseranlagen gern. Abstimmung mit dem Trink­
und Abwasserzweckverband Kremmen 

die erstmalige Herstellung der öffentlichen Straßen und 
Wege einschließlich 

- Fahrbahnen 
- Parkflächen 
- bffeLtliche Grünflächen, Spielplät:e 
- Geh- und Radwege 
- Straßenentwässerung 
- Straßenbeleuchtung 
- Straßenbegleitgrün 
- Straßenbenennungsschilder 
- Verkehrszeichen 

nach Maßgabe der von der Gemeinde genehmigten Planung und Sat­
zungsbeschluß. 
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(2) Der Vorhaben- und Erschließungsträger hat notwendige bau­
wasserbehördliche sowie sonstioe Genehmigunaen bzw. Zustimmunaen 
vor Baubeginn einzuholen und d;r Gemeinde v;rzulegen. -

(3) Mutterboden, der bei der Errichcung und Änderungen baulicher 
Anlagen und Erschließungsanlagen im Erschl1eßungsgebiet ausgeho­
ben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernich­
tung oder Vergeudung zu schützen. Seine Verbringung außerhalb 
des Erschließungsgebietes bedarf der Zustimmung der Gemeinde. 

(4) Mit der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlage und 
der Übernahme durch die Gemeinde werden der Vorhabenträger bzw. 
die künftigen Eigentümer der Grundstücke zur Zahlung von Er­
schließungsbeiträge nach BauGB filr die erstmalige Erschließung 
gemäß § 3 dieses Vertrages nicht mehr herangezogen. 

(5) Zur Sicherstellung der Regenentwässerung filr das Vörhaben 
stimmt die Gemeinde einer Regenwasserableitung mit eventuellem 
Rilckhaltebecken nach Richtlinien des Wasser- und Bodenverbandes 
"Schnelle Havel" ilber den nicht bebauten südlichen Teil des 
Schulgrundstilckes bis zum Vorflutgraben Nr. zu. Die Ablei-
tung wird in die mit der im Grünordnungsplan vorgesehenen 
Begrünung integriert. 

(6) Zur Sicherung einer zentralen Abwasserabführung wird die vom 
Ingenieurbüro Voigt untersuchte ''Druckleitung in ''Richtung Bären­
klau" mit den darin enthaltenen Einleitungspunkten vom Vorhaben­
und Erschließungsträger als verbindliche Grundlage genommen. 
Die Gemeinde verpflichtet sich, die o.g. Abwasserlösung bei dem 
Abwasserzweckverband zu beantragen bzw. mit durchsetzen zu helfen 
mit dem Ziel dafür Sorge zu tragen, daß eine Vereinbarung hierzu 
zwischen dem Zweckverband Kremmen, dem Vorhabenträger und der 
Gemeinde Bärenklau zustande kommt. 
Für den Fall, daß die Anbindung an das zentrale Abwassernetz 
nicht zeitgemäß fertiggestellt wird, wird die Gemeinde beim 
Schulzweckverband als Zwischenlösung filr den ersten Bauabschnitt 
von 22 Häusern die Einleitung des Abwassers in die Sammelgrube 
der Sch~le beantragen. 

(7) Zur Vorfinanzierung einer o.g. Lösung zur zentralen Abwas­
serabführung hat der Vorhabenträger eine Summe von 250.000.--DM 
(in Worten: zweihunderfilnfzigtausend Deutsche Mark) eingeplant. 
Der Vorhabenträger wird in einem mit dem Abwasserzweckverband zu 
vereihbarenden Vertrag die Verwendung der o.g. Summe und eine 
mögliche Refinanzierung dieser Summe aus Fördermitteln oder 
Beteiligung von Anliegern und Investoren festlegen. 
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§ 4 

Ausschreibung, Vergabe und 3auleitung 

{1) Die Ausschreibung und Bauleitung für alle ErschließGngsar­
beiten lieqt beim Vorhaben- und Erschließungsträgsr. Der Vorha­
ben- und Erschließungsträger verpflichtet sich, Baule~stungen nur 
auf der Grundlage der Verdingungsordnung für Bauleistung (VDE) 
ausführen zu lassen. Zur Bauüberwachung ist ein ingenieu~mäßig 
ausgebildeter Beauftragter des Vorhaben- und Erschl1eßungsträgers 
ei~zusetzen, der im erforderlichen Umfange auf der Baustelle 
anwesend sein muß. Die Beauftragung des Ingenieurbüros ein­
schl1eßl1ch Auswahl der Bieter und Auftragse=teilung auf der 
Gru~dlage abgestimmter Leistungsverze1ch~~sse erfolgt im Einver­
nehmen mit der Gemeinde. 

(2) Sofern der Vorhaben- und Ersctließungsträger die Arbe1ten 
nicht selbst ausführt, darf er hierzu nur fachlich g~e1gnete, 
leistungsfähige und zuverlässige Unternehmer einsetzen. 

(3) Die erforderlichen Vermessungsarbeiten werden einem bffent­
lich bestellten Vermessungsingenieur ~it der Auflage in Auftrag 
gegeben, alle Arbeiten mit der Gemeinde abzustimmen. 

8 ~ 
~· -

BaudurchführUL9. 

(1) Der Vorhaben- und Erschließungstr~ger ha~ d~rch Abstirnrn~ng 
mit Versorgungsträgern und sonstigen Leitungsträgern sicherzu­
stellen, daß die Versorgungse1nr1chtun9en für die Erschließungs­
geb1ste (z.B. Postkabel. Strom-! Gasleitung; so rechtz6itig ~n 
die Verkehrsflächen verlegt werden, ~aß d:.e ztig1ge Fertigstel:ung 
der Zrschließungsanlagen nich: behindert und ein Aufbruch fe~t1g-
g~stelltar Anlagen a~sgeschlossen wird. 
Das gleiche gilt fjr die Herstellung d&r Hausa~schlusse für d1e 
Gr~n6stGckse~tw~sserung an die 6ffantlicte Abwasseranlage. 

i2) C:e Herstellung der S~raßenbeleuch:ung hat der Vo:he~eL- ~~d 
Ersch:1eßu~gst~äger im E~~vernehrnen mi~ der ~~rr1e~~:e durch den 
z~s:~adige~ Versorgungsträger zu vsra~lassen. 

:31 Ser Baubeg1_1n ist der Gs~ieinde jre1 vJochBn vorher schriit­
l1ch anzLz~igen. Dia Gemei~de oder ein von :hr beauf~~ag~er 
Dr1t~er· ist berechtigt 1 die ordnungsgem~ße ~~sfJhrung der Arbei­
ten zu überwachen und unverz~gliche Bese:t1gung iestgestellter 
Mängel zu verlangen. 

(4) Der Vorhaben- und Erschließungsträger tat im Einzelfall a~f 
Verlangen der Gemeinde von den für den Bau der Erschließungsanla­
ge verwendeten Materialien nach den hierfür geltenden technischen 
Richtlinien Proben zu entnehmen und diese in einem von beiden 
Vertragsparteien anerkannten Baustofflaboratorium u~tersuchen zu 
lassen sowie die Untersuchungsbefunde der Gemeinde vorzulegen. 
Der Vorhaben- und Erschließungsträger verpflichtet sich weiter, 
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Stoffe oder Bauteile, die diesem Vertrag ~icht entsprechen, 
innerr1alb einer von der •3eme:.nde bestimm:en Fr ist zu entfE:rner~. 

(5) Vor Beginn der Hochbaumaßnahmen, dies gilt auch fü::: Teilab­
schnitte (rnit Ausr1al1me des er-sten Eauabschni-:.ts: ~vori 22 Einh.eiten) 
des Vorhabens, sind d:~ Be- und Entwässerungsa~lagen und die 
vorgesehenen Straßen als Baustraßen herzustellen. 
Schäden, einschließlich der Straßenaufbrüche an den Baustraßen. 
sind vor Fertigstellung der Stra~en fachgerecht durch den Vorha­
ben- und Erschließungsträger zu beseitigen. 
Mit der endgültigen Fertigstellung der Erschließungsanlagen darf 
erst begonnen werden, wenn. ca. 80 % der Hochbaumaß:-Lal:rneri ausg-e­
führt sind, ausgenommen davon sind die Ausbaugewerk~. Dies gilt 
wiederum au~h für Teilabschnitte. 

§ 6 

Eaitun~ und Verkehrssicherung 

(1) Vom Tage des Beginns der Erschließungsarbeiten an übernimmt 
der Vorhaben- und Erschließungsträger im gesamten Erschließungs­
geb1et die Verkehrssicherungspflicht. 

(2) Der Vorhaben- und Erschl1eßungsträger haftet bis zur Obernah­
me der Anlagen für jeden Schaden, der durch die Verletzung der 
bis dahin ihm obliegenden allgemeinen Verkehrssicherungspfl!cht 
entsteht und für solche Schäden, die infolge der 
Erschl1eßungsmaßnahmen an bereits verlegten Leitungen oder 
sonstwie verursacht werden. 
Der Vorhaben- und Erschließungs~räger stellt die Gemeinde i~so­
weit von allen Schadensersatzansprüchen frei. Diese Regelung gilt 
unbeschadet der E1gentumsverhältL1sse. Vor Beginn der Baumaßnah­
men ist das Bestehen einer ausreichenden Haftpflichtversicherung 
ri.acl1zuweisen. 

Gewährleistung und Abnahme 

lll Der Vorhaben- und Erschl1eßungstr~ger übernimmt d:e Gewahr. 
daß sein& Le1stu~g zur Zeit jer Abnahme dur~h die Gemeinde und 
dem Trink- ~t~d Abwasserzweckverband Kreffimen die verr~aglich 
vereinbat~an Eige~schaften hat, den anerkannten Regeln der Tech­
~:k und Baukunst entsprich~. die Abwa2seranlagen den Iechcisch­
technclogischeL Vo~gaben des Trink- und Abwasserzweckv2rbandes 
Kremmen e~tsprechen und nicht mit Fehlern behaftet ist, die de~ 
Wert oder die Tauglichkeit zu dem nach dem Vertrag vorausgesetz­
ten Zweck aufheben oder mindern. 

(2J Die Gewährleistung richtet sich nach den Regeln der VOB. Die 
Frist filr die Gewährleistung wird auf zwei Jahre angeset1t. Sie 
beginnt mit der Abnahme der einzelnen mangelfreien Erschließungs­
anlagen durch die Gemeinde und dem Trink- und Abwasserzweckver­
band Kremm8n. 
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Der Vorhaben- end Erschl1eßungsträger zeigt der Geme~nde 
d e vertragsgemäße Herstellung der ALlagen schriftlich an. Es 
w rd sodann ein gemeinsamer AbnahmeLerm1n auf einen Tag innerhalb 
von 4 Wochen nach Eingang der Anzeige im Einvernehmen der Ver­
tragsparteien festgelegt. Die Bauleistungen sind von der Gemein­
de. dem Trink- und Abwasserzweckverband Kremmen und dem Vorhaben­
und Erschließungsträger gemeinsam abzunehmen. Das Ergebnis ist zu 
protokollieren und von beiden Vertragsparteien zu unterzeichnen. 
Werden bei der Abnahme Mängel festgestellt, so sind diese inner­
halb von 2 Monaten, vom Tage der gemeinsamen Abnahme an gerech­
net, durch den Vorhaben- und Erschließungsträger zu beseitigen. 
Im Falle des Verzuges ist die Gemeinde berechtigt, die Mängel auf 
Kosten des Vorhaben- und Erschließungsträgers beseitigen zu 
lassen. 
Wird die Abnahme wegen wesentlichen Mängeln abgelehnt. kann für 
j&de weitere Abnahme ein Entgelt von 500,--DM angefordert werden. 
Dies gilt auch, wenn der Vorhaben- und Erschließ~ngs:räger beim 
Abnahmetermin nicht erscheint. 

§ 8 

öbernabme der Erschließungsanlagen 

{1) Im Anschluß an die Abnahme der mangelfreien Erschießungsan­
lagen übernimmt die Gemeinde diese in ihr Eigentum, e1~e erfcr­
derliche Auflassung erfolgt unverzüglich. Gffentliche Abwasseran­
lagen, die nicht innerhalb der öffentlichen Erschließungsflächen 
verlegt wor6en sind, werjen durch Grundd1enstbarke1ten zug~nsten 
d~r Gemeinde gesichert. Die Übernahme erfolgt unter de~ Voraus­
setzu~g,_ daß der Vorhaben- und Erschl~eßungsträger vorher: 

a) in zweifacher Ausfertigung die vore IngeGieurbüro sachlich 
und fachtechn1sch festgestellten Schlußrechnung mi~ den 
dazugehörigen Aufmaßen! Abrechnungszeichn~ngen u~d Masse~be­
~8chnungen e1nschl. Bestandspläne Gbergeben hat 

b) die Schlußvermessung durchgef~hrt und seine Besch&i~1gung 
eines ciffentl~ch bestellten Vermessungs1ngen1eurs über d1e 
E1nhaltcng des Grenzen über;e~en hat, aus der sich weiterhin 
ergibt, daß särntlicl1e Grenzzeichen sichtlich sind. 

c) e:nen Bestantsplan über die E~twässerungseinrichtung 

~. 

0bergeben hat .. 

Nactiwsise erbracht iat über die Schadensf~eihe1~ ~er er·-
5tellten Kanalleitu~gen durch einen vo~ he1de~ Ve=trags~ar­
teien anerkanLten Sachvers~änd~gen. 

(2) Die nach Absatz 1 vorgelegten Unterlagen UDc Plane we~den 
Eigentum d~r Gemeinde, bzw. des Trink- und Abwasserzw&ckve=bandes 
Kremmen. 

(3) Die Gemeinde bestätig~ die übe·rname der Erschließungsunter­
lagen in ihre Verwaltung und Unterhaltung schriftlich. 

(4) Die Widmung der Straßen, Wege und Flätze erfolgt durch die 
Gemeinde; der Vorhaben- und Ersctließungsträger stimmt hiermit 
der Widmung zu. 
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§ 9 

Sicherheitsleistungen 

11) Zur Sicherung aller sich aus diesem Vertrag für den Vorha­
ben- und Erschl1eßungsträger ergebenden Verpflichtungen leistet 
er Sicherheit in Höhe von 500.000,--D~ (1n Wor~en: fünihundertau­
send Deutsche Mark) durch Obergabe einer unbefristete~ selst­
schuldnerischen Bürgschaft einer Eank. ggf. ln Form vcn ~eilbürg­
schaften e1n&r der deutschen Bankaufsicht unterliegenden Bank. 
Hierfür entfallen für den 1. Bauabsch~itt von 22 Häusern 
i50.000,--DM (einhunderfünfzigtausend Deutsche Mark) und den Rest 
auf die weiteren Abschnitte. 
Die Bürgschaften sind der Gemeinde vor Baubeg~~n der einzelne~ 
Teilabschnitte zu übergeben. 
Zusätzlich wird dar Vorhaben- und Erschl1eßungsträger vo~ Beginn 
der Erschl1eß~ngsarbeiten die Sich~rung der G~samtfinanz~erung 
der Erschl1eßungsmaßnahmen gegenübsr dar Gemein~e nachweisen. 
Die Btirgschaf t· ist vo~ Beginn der Bauarbeiten der Gemeinde zu 
übergeben. 
Die Bürgschaft wird durch die Gemeinde entsprechend dem Baufort­
schritt in Teilbeträgen von je 100.000,-- DM freigegeben. 
Bis zur Vorlage der Gewährle1tungsbtirgschatt arf olgen die Freiga­
ben höchstens bis zu 90 v.H. der Bürgschaftssumme nach Satz 1. 

(2) Im Falle der Zahlungsunfähigk~it des Vorhaben- und Erschlie­
ßungsträgers ist die Gemeinde berechtigt. noch offenstehende 
Forderungen Dritter gegen den Vorhaben- und Ersch~ießungstr~ger 
für Leistungen aus diesem Vertrag aus der Bürgschaft zu befriedi-
gen. 

(3) Nach der Abnahme der Maßnahme und Vorlage der Sch:ußrechnun­
gen ~:t Anlagen ist für die Dauer d~r Gewährleistungsfrist eine 
Gewährleistungsbürgschaft in Höhe von 5 % der 5aukosten vorzule­
gen. Nach Eingang wird die v&rbl1ebene Vertragseritillungsbürg­
schaft freigegeben. 

(4) Mehrere Vertragsparteien der G~me1nde haften gesamtschuld2e­
risch ftr die Erf0llung der vertraglichen Verpflichtungen. 

§ 10 

Ersa~z gerneJ.~dl1che1 Auiwendunge~ 

{1) Eis zum Abschluß dieses Vertrages sind der Gemeinde im Zusam­
menhang mit der Herstellung des B0rgersteiges bereits folgende 
Kosten entstanden: 10.000,--DM (in Worten: Ze~ntausend Deutsche 
Mark). 

(2) Der Vorhaben- und Erschließungst~äger verpilichet sich, die 
gesamten Aufwendungen nach Absatz 1 der Gemeinde innerhalb eines 
Monats nach Genehmigung der Satzung zu erstatten. 

(3) Der Vorhaben- und Erschließungsträger verpflichtet sich 
zudem, die Kosten der notariellen Beurkundung des Vertrages zu 
tragen. 
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(4) Sofern de= Gemeinde ein Aufwand für die Verschaffung des 
Eigentums an öffentlichen Flächen eLtsteht 1 w~rd dieser vom 
Vorhaben- und Erschließungsträger innerha!b eines Monats nach 
Anforderung erstattet. 

s 1 'l 
,:;, .......... 

Folgeeinrichcungen 

(1) Der Gemeinde entstehen als Folge der Baumaßnahmen für das 
Vertragsgeb~et und den dadurch zu erwartenden Anstieg der Wohnbe­
vdlkerung erhebliche Kasten für die Schaffung oder Erweiterung 
erforderlicher öf fsntlicher Einrichtungen für die künf~igen 
Bewohner dieses Gebietes. wie K1ndertagasstä~te! Grundschule 
einschl~eßl1ch Turnhalle, Kindersp1elpl~tze, Jugendheim und 
Feuerwehr. Die Gemeinde ist nictt in der Lage, diese Einrich~un-. 
gen ohne die Untersttitz~ng durch den Vorhabenträger herzustellen 
bzw. zu fina~zieren. Der Vorhabenträger erklärt seine Ber~it­
schaft, sich in angemessenem Umfang an der Herstellung und Finan­
zierung der erforderlich. werdenden Folgeeinrichtungen zu betei:i­
gs11, irrdern er die iri den fol9ender1 Abs3.tzel1 festgelegten Herstel­
lungs- und Fi~anzisrungspflichten Ubern1mmt. 

(2) Der Vorhaben- und Erschl1eßungsträgsr erklärt sich bereit 
zur Realisierung einer Ki~dertagesstätte Leistungen in Höhe von 
350.000!--DM (in Worten: Dreihunderfünfz1gtausend Deutsche Mark) 
zu fi~anz1eren. Dabei handelt es sich ~m Planungs- bzw. Bauleis­
tungen, die im Einvernehmen mit 4er Gemeinde festzulegen sind·und 
du~ch den 0orhaben- und Erschließungsträger bzw. deren verbunde­
nen Gesellschaften erbracht werden. Die Ge~einde verpflichtet 
sich 1/3 der Plätze der neu zu errichtenden Kindertagess~ätte für 
die Kinder im Vcrhabengebiet zu reservieren. 

(3) Die in Abs. 2 aufgeführten Leistungen stehen ab Wirksamkeit 
des Vertrages sofort zur Verfügung. 

§ 12 

Bestand~eil aes Vertrages 

11) Eestandre1le des Vert~ages sind: 

b) der Grüno:dnungsplan in der Fassung v~m März/95 
c; der Lageplan mi~ den Grenzen der Satzungsgebiste 

{ .Z\r1lage 1 ) 
d) der Entwässerungsplan (Anlage 2J 
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§ 13 

Schlußbestimmungen 

(1) Eine Eaftung der Gemeinde für etwaige Aufwendungen des 
Vcrhabenträgers, die dieser im Hinblick auf die Aufstellung der 
Satzung tätigt, ist ausgeschlossen. 

(2) Vertragsveränderungen oder- ergänzungen bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der Schriftform. 
Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist zweifach ausgefer­
tigt. Die Gemeinde und der Vorhaben- und Erschließungsträger 
erhalten je eine Ausfertigung. 

(3) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksam­
keit der übrigen Regelungen dieses Vertrages nicht. Die Vertrags­
parteien verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch solche 
zu ersetzen , die dem Sinn und Zweck des Vertrages rechtlich und 
wirtschaftlich entsprechen. 

§ 14 

Wirksamwerden 

Der Vertrag wird wirksam mit dem Inkrafttreten der Satzung über 
den Vorhaben- und Erschließungsplan und der Vorlage der selbst­
schuldner ischen Bürgschaften gern. § 9 dieses Vertrages. 

Vehlefanz, den ZZ ·OS-. '13S'\ 

für die Gemeinde 

Ge~~ 
Gediqa 
ehrerjamtl. Bürgermeister 

für den Vorhaben- und 
Erschließungs träger 

-
Geschä - 'sführer der 
PVS ?rp' e~ygesej..l'Schaft 
Vehlef.a 'f' kch.ßferweg GmbH 

/ • c:;:;r-· 

PVS 
Projektgesellschaft 
Vehiefanz Schäferweg GmbH 
15517 Fürstenwalde. TrebuserStrlSeso 




